
 

Hinweis des Herausgebers: Vervielfältigungen und Veröffentlichungen sowie der Abdruck auch auf Homepages ganz oder 

auszugsweise sind nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Herausgebers zulässig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Herausgeber: Seniorenverband BRH 

- Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und Hinterbliebenen im DBB - 

Tel.: 06131/223371, Fax: 06131/225625, E-Mail: post@brh.de, Internet: www.brh.de 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Redaktion: Dieter Berberich und Anita Losereit 

Nr. 09 28.02.2011 

 

01 Rolf Mittelbach neuer BRH-Landesvorsitzender in Bayern 

02 Vergleich Ruhegehalt und Rente 

03 Verhandlungen zur Weiterentwicklung der Pflegenoten gescheitert 

04 Bundestag: Keine Nachbesserung bei Renten ehem. DDR-Geschiedener 

05 Steuererklärung  

06 Patienten leisten 1,8 Milliarden Euro Zuzahlung  

07 Kommunen erhöhen Steuern und Gebühren 

07 Krankenkassenbeiträge sorgen für teures Steuermissverständnis 

08 Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung für Beamte 

09 Einkommensrunde für Landesbeschäftigte begonnen – Stöhr: Jetzt kon-

struktiv verhandeln 

 

01 Rolf Mittelbach neuer BRH-Landesvorsitzender in Bayern 

Am Samstag, den 27. Februar 2011, fand in München die Delegiertenversammlung 

des BRH Seniorenverbandes Bayern statt. Wilhelm Schmidbauer trug nach 18 Jah-

ren als Landesvorsitzender letztmals den Geschäftsbericht vor und legte den Dele-

gierten eine beeindruckende Bilanz vor. Er, der bereits im letzten Jahr vom Bundes-

vorstand zum Ehrenmitglied ernannt und damit für seine einzigartige Lebensleistung 

gewürdigt wurde, erklärte nach seiner und der Entlastung seines gesamten Vorstan-

des, aus Altersgründen nicht mehr für den Vorsitz zu kandidieren. 

Zum neuen Landesvorsitzender des BRH-Landesverbandes Bayern wählten danach 

die Delegierten mit einer überzeugenden Stimmzahl Rolf Mittelbach. Zu Stellvertre-

tern wurden gewählt Willi Wilfersegger und Ilse Schedl, zum Schatzmeister Günther 

Bugl und zum Schriftführer Willi Wolf. 

Als Bundesvorsitzender habe ich die besten Grüße der Bundesleitung übermittelt 

und in einem kurzen Grußwort einige aktuelle Themen angesprochen. Der Landes-

verband Bayern wird in der nächsten Ausgabe von Aktiv im Ruhestand noch ausführ-

lich über die Versammlung berichten. 

Seitenanfang 
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02 Vergleich Ruhegehalt und Rente 

Das baden-württembergische Finanzministerium hat die Fragen des CDU-Landtags-

abgeordneten Groh zu den Faktoren, die bei einem Vergleich zwischen einer Rente 

und dem Ruhegehalt eines Beamten zu beachten sind und zur Höhe der Nettorente 

in vergleichbaren Fällen im direkten Vergleich zur Beamtenpension umfassen in ei-

ner Landtagsdrucksache (DRS 14/7504) beantwortet. Diese sehr sachkundige, aus-

führliche und mit Beispielen sowie Zahlen unterlegte Antwort ist eine sehr informative 

Diskussionsgrundlage bei dem immer wieder angesprochenen Thema der sog. „Bes-

serstellung der Versorgungsempfänger gegenüber den Rentnern. Die Drucksache 

kann bei der BGSt in Mainz angefordert werden. 

Seitenanfang 

 

03 Verhandlungen zur Weiterentwicklung der Pflegenoten gescheitert 

(BAGSO) Im Juli 2008 trat das Pflege-Weiterentwicklungsgesetz in Kraft, mit dem 

eine Verbesserung der Berichterstattung über die Leistungen und die Qualität von 

Pflegeeinrichtungen bewirkt werden soll. Im Rahmen dieses Gesetzes haben sich die 

maßgeblichen Anbieter von Pflegeleistungen in den „Pflege-Transparenz-Vereinba-

rungen“ (PTVen) über die einzelnen Prüfkriterien sowie die Form der Veröffentli-

chung der Prüfergebnisse geeinigt. In ihrer Pressemitteilung kritisiert die Bundesinte-

ressenvertretung der Nutzerinnen und Nutzer von Wohn- und Betreuungsangeboten 

im Alter und bei Behinderung (BIVA) das Scheitern der monatelangen Verhandlun-

gen über die Weiterentwicklung der Prüfkriterien. Sie bemängelt, dass die Gesamt-

note der Pflegeheime aus einem Mittelwert der Einzelnoten ermittelt wird. Dadurch 

erhalten Pflegeheime und Pflegedienste, die z. B. in der medizinischen Versorgung 

die Note 5 erhalten, fast die gleiche Gesamtnote wie Heime, bei denen in der Pflege 

hervorragende Arbeit geleistet wird. Dies bestätigt auch der Abschlussbericht der 

wissenschaftlichen Bewertung der Prüfungskriterien. 

Seitenanfang 

 

04 Bundestag: Keine Nachbesserung bei Renten ehem. DDR-Geschiedener 

Der Bundestag hat es am 23. Februar 2011 erneut abgelehnt, Korrekturen bei DDR-

Rentenansprüchen Geschiedener vorzunehmen. Bereits mehrfach lehnte das Parla-

ment alle Anträge ab, die die LINKEN dazu gestellt hatten. Die Bundesregierung be-

tont in einem Schreiben an die Linksfraktion, dass für die besonders benachteiligte 

Gruppe der DDR-Geschiedenen auch in Zukunft keine Hoffnung auf Nachbesserun-

gen besteht.  

Erneut musste sich das Parlament mit Anträgen der LINKEN zur „Korrektur der Über-

leitungen von DDR-Alterssicherungen in bundesdeutsches Recht“ befassen. Und wie 

in den Jahren davor, lehnte die Bundestagsmehrheit alle Anträge dazu ab. Somit 

bleibt es dabei: Auch nach mehr als 20 Jahren Einheit ist die Regierung nicht bereit, 

die bei der Überleitung von DDR-Rentenansprüchen aufgetretenen Ungereimtheiten 

zu korrigieren. 

Die Koalition begründete ihr Ablehnung damit, dass man keine Korrekturen vorneh-

men könne, weil man sonst „nur neue Ungerechtigkeiten schaffen“ würde. Der CDU-

Arbeitsmarktexperte Peter Geiß bezeichnete die Rentenüberleitung als „größte sozi-

alpolitische Solidarleistung der Deutschen nach der Wende“. 
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Die LINKE stellte die auch nicht in Frage und räumte in ihren Anträgen durchaus ein, 

dass die Überleitung „für die meisten Menschen relativ reibungslos“ verlief. Der LIN-

KEN geht es vielmehr um einzelne Gruppen, weil das westdeutsche Rentenrecht 

keine vergleichbaren Fälle kannte und kennt. 

Eklatant sind für die LINKEN die Missstände bei den vor 1992 auf dem Gebiet der 

DDR Geschiedenen. So erhalten Frauen, die vor diesem Stichtag geschieden wur-

den, keine Witwenrente, während Westdeutsche diese beziehen können. Eine kras-

se Überführungslücke, die dem Umstand geschuldet ist, dass es in der DDR keinen 

Versorgungsausgleich gab. SPD und Grüne zeigten sich zumindest bereit, „in Einzel-

fällen“ bestehenden Handlungsbedarf abzuarbeiten, wie der SPD-Sozialpolitiker 

Ottmar Schreiner betonte. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Anfrage der Linksfraktion ist eindeutig und 

unmissverständlich: „Eine rentenrechtliche Regelung kommt nicht in Betracht, weil 

keine Regelung ersichtlich ist, die verfassungsmäßig, verwaltungsmäßig und finanzi-

ell verantwortbar ist“. Deutlicher kann eine Absage nicht formuliert werden. 

Martina Bunge, Sprecherin für ostdeutsche Rentenüberleitung der Linksfraktion: „Die 

Bundesregierung lässt die in der DDR geschiedenen Frauen mit ihrem Rentenprob-

lem im Regen stehen“, so ihre Kritik. 

Mit dieser Ablehnung ist klar: In dieser Legislaturperiode wird sich für die Geschiede-

nen keine Änderung bei ihren Rentenbescheiden ergeben. 

Seitenanfang 

 

05 Steuererklärung  

Es ist möglich, höhere Ausgaben für die Kranken- und Pflegeversicherung in der 

Steuererklärung für 2010 abzusetzen. Bis zu 1.900 Euro für Ledige und bis zu 2.800 

Euro für Selbstständige an höheren Beitragsausgaben zur Kranken- und Pflegeversi-

cherung können geltend gemacht werden. Ehepaare dürfen den doppelten Betrag 

absetzen. Das ist das Ergebnis eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts, wel-

ches besagt, dass die „Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung steuerfrei sein 

müssen“. 

Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung können die Summe absetzen, die 

sie tatsächlich gezahlt haben, immer im Rahmen der o. a. Höchstgrenze. 

Lediglich Privatversicherte können nur die Kosten des Basistarifs absetzen. (Quelle: 

Financial Times Deutschland am 04. Februar 2011) 

Seitenanfang 

 

06 Patienten leisten 1,8 Milliarden Euro Zuzahlung  

Am 11. Februar informierte die Financial Times Deutschland über den Trend stei-

gender Zuzahlungen für Arzneimittel. 

Mit 1,8 Mrd. Euro hat sich verglichen mit 2009 die Summe der Zuzahlungen um 71 

Millionen Euro erhöht. Diese Zahlen hat der deutsche Apothekerverband in Berlin 

mitgeteilt. Auf eine Packung Medikamente bezogen musste der Versicherte durch-

schnittlich 2,40 Euro mehr bezahlen. So kann davon ausgegangen werden, dass der 

Patient bei verschreibungspflichtigen Arzneien etwa zehn Prozent des Preises zu-

zahlt. Dabei liegt die Höchstgrenze der Zuzahlung bei zehn Euro. Mit dem Wegfall 
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der Grenzen bei der Zuzahlungsbefreiung im September 2010 wird die Erhöhung im 

vorigen Jahr begründet. 

Seitenanfang 

 

07 Kommunen erhöhen Steuern und Gebühren 

In der gleichen Ausgabe der Financial Times wie unter 06 wird die Verschuldung der 

Städte und Gemeinden thematisiert. Trotz des wirtschaftlichen Aufschwungs sind die 

Schulden so hoch, dass 86 Prozent der Kommunen Sparmaßnahmen ergreifen müs-

sen. Sie beabsichtigen daher, im laufenden Jahr zum Schuldenabbau Steuern und 

Gebühren zu erhöhen. Dies betrifft mehr als die Hälfte aller Kommunen. 

Auch die Abschaffung und Reduzierung von Leistungen ist geplant, um den Schul-

denberg abzutragen. Betroffen seien hiervon in der Konzeption die Kinder- und Seni-

orenbetreuung und die Straßenbeleuchtungen. Während die Politik zur Gewährung 

der Sicherheit im Straßenverkehr das Versprechen abgelegt hat, die vom harten 

Winter verursachten Schäden möglichst bald zu beseitigen, sehen sich die Kommu-

nen zu 45 Prozent dazu noch nicht in der Lage und daher gezwungen, die Maßnah-

men erst einmal zu verschieben.  

Die kommunalen Einnahmen betrugen 2010 173 Milliarden Euro und dem standen 

Ausgaben von 183 Milliarden Euro gegenüber.  Für das Jahr 2011 wird keine Besse-

rung prognostiziert, man rechnet bei den Einnahmen mit einem Anstieg von einer 

Milliarde und bei den Ausgaben sollen es 0,7 Milliarden Euro mehr werden. Da in 

2012 das Konjunkturpaket zur Stärkung der kommunalen Investitionen ausläuft, wird 

für 2011 sogar ein deutliches Minus vorhergesagt.  

Die Bundesregierung hat vorgeschlagen, die Ausgaben für die Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung – zumindest bis 2014 – stufenweise zu überneh-

men. Dies scheiterte bis auf weiteres an der Zustimmung der Städtetagspräsidentin 

Petra Roth, die auch Oberbürgermeisterin Frankfurts ist. Die Verhandlungen im 

Rahmen von Hartz IV und die sich hieraus ergebenden Zahlen zur Höhe der Sozial-

ausgaben werden für die Schuldenproblematik der Kommunen entscheidend.  

Seitenanfang 

 

08 Krankenkassenbeiträge sorgen für teures Steuermissverständnis 

Unter diesem Titel hat die Frankfurter Allgemeine Zeitung am 18. Februar 2011 an-

geprangert, dass eine erhebliche Anzahl Arbeitnehmer bei ihrem Steuerbescheid 

2010 zu hohe Abgaben leisten müssten. 

Es wäre möglich, dass das Finanzamt im Schnitt 1.000 Euro zuviel verlangen könnte. 

Betroffen hiervon seien ausschließlich freiwillige Mitglieder der gesetzlichen Kran-

kenkasse. Würden die ausgewiesenen Zahlen der Arbeitgeber ungeprüft von der 

Lohnbescheinigung übernommen und ins Formular übertragen, wäre der finanzielle 

Verlust wahrscheinlich.  

Aus diesem Grund hat das Bundesfinanzministerium eine Empfehlung an die Arbeit-

geber herausgegeben. Diese sollten, „wenn dies wirtschaftlich zumutbar erscheint“, 

die Lohnsteuerbescheinigung 2010 korrigieren. Nach Angaben des Bundesgesund-

heitsministeriums handelt es sich um etwa 4,5 Millionen Betroffene und daraus wird 

verständlich, dass Arbeitgeber, aber auch Steuerberater und Lohnbüros die Mehr-

kosten der Aktion im Sinne der Empfehlung des Ministeriums scheuen bzw. ableh-

nen. Daher fordern Unternehmen wie Datev oder SAP die Bundesvereinigung der 
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Deutschen Arbeitgeberverbände auf, die Finanzämter mit dieser Aufgabe zu betreu-

en, denn die Finanzverwaltung sei als Verursacher des Mehraufwands zu erachten. 

Undeutliche Vorgaben hätten zu Fehlern in den Bescheinigungen geführt. 

Dem stellen die Sprecher der Unternehmen entgegen, dass die Finanzverwaltung mit 

anderen Programmen arbeite und innerhalb derer käme es zum erneuten Abzug des 

Arbeitgeberanteils, so dass der Vorsorgeaufwand „im Ergebnis zu niedrig ausfalle“. 

Dieser Widerspruch kann dazu führen, dass der Arbeitnehmer bei der Korrektur der 

Lohnsteuerbescheinigung finanziell benachteiligt wird. Somit geht es auch nicht um 

die Suche nach dem Schuldigen, sondern um eine korrekte Beitragsausweisung. Die 

Belastung des Arbeitnehmers beläuft sich auf jeden Betrag, der über die Prozent-

grenze von 14,9 für die Krankenversicherung hinausgeht. Bei einem zugrunde lie-

genden Jahresgehalt von 45.000 Euro sind das maximal 6.705 Euro, die als Arbeit-

geberanteil in Verrechnung gebracht werden dürfen. 

Seitenanfang 

 

09 Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung für Beamte 

Auch Beamtinnen und Beamte können in bestimmten Fällen Kindererziehungszeiten 

in der gesetzlichen Rentenversicherung anrechnen lassen. Daraus folgend steht ih-

nen gegebenenfalls nach weiterer Zahlung freiwilliger Beiträge ein zusätzlicher Ren-

tenanspruch zu. 

Personen, die zum Beispiel als Beamtinnen und Beamte oder Mitglied einer be-

rufsständischen Versorgungseinrichtung, wie Ärzte – von der Rentenversicherungs-

pflicht befreit sind, haben unter Umständen die Möglichkeit, Kindererziehungszeiten 

in der gesetzlichen Rentenversicherung anrechnen zu lassen. Erfasst werden solche 

Fälle, in denen die Erziehung nicht annähernd gleichwertig wie in der gesetzlichen 

Rentenversicherung berücksichtigt wird. Nach § 6 Absatz 1 Satz 4 und 5 des bis zum 

31. Dezember 1991 geltenden und übergangsweise (§ 85 Absatz 7 BeamtVG) immer 

noch wirksamen Beamtenversorgungsgesetzes sind für vor dem 1. Januar gebore-

nen Kinder nur sechs Monate der Kindererziehung ruhegehaltfähig, in der Renten-

versicherung aber 12 Monate rentenwirksam.  

Rückwirkend Rentenansprüche aufstocken 

Reichen die Kindererziehungszeiten für einen Rentenanspruch nicht aus, kann 

nachgezahlt werden. Die entsprechenden rentenrechtlichen Zeiten müssen dabei bei 

der Rentenversicherung beantragt werden. Erreicht eine Person, der Zeiten der Kin-

dererziehung anerkannt wurden, die Regelaltersgrenze (derzeit 65 Jahre) und hat sie 

die Wartezeit von fünf Jahren nicht erfüllt, kann sie auf Antrag für die fehlenden Mo-

nate freiwillige Beiträge nachzahlen. So kann sie einen Rentenanspruch erwerben 

und in den Genuss der Rentenleistung für die Kindererziehungszeiten kommen. 

Für vor dem 1. Januar 1955 geborene Elternteile gilt dabei, dass die Nachzahlung 

bei der Deutschen Rentenversicherung beantragt wird und in einer Summe dann für 

so viele Monate freiwillige Beiträge eingezahlt werden können, dass fünf Jahre er-

reicht werden. Die monatliche Beitragshöhe kann dabei zwischen dem Mindestbei-

trag von 79,60 Euro und dem Höchstbeitrag von 1.094,50 Euro frei gewählt werden. 

Durch die Nachzahlung entsteht ein Rentenanspruch, wobei die Rente ab Erreichen 

der Altersgrenze bzw. bei Nachzahlung nach Erreichen der Altersgrenze ab dem 

Folgemonat nach Antragstellung auf Nachzahlung gezahlt wird. Grundsätzlich lohnt 
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sich dabei eine Nachzahlung umso mehr, je mehr Kinder erzogen worden sind bzw. 

je mehr sonstige Vorversicherungszeiten in der Rentenversicherung bereits beste-

hen. Zu beachten ist, dass die Rente bei der Beamtenversorgung nur dann anrech-

nungsfrei bleibt, solange der Höchstversorgungssatz noch nicht erreicht ist. Dies 

dürfte bei Beamtinnen häufig der Fall sein. Allerdings sollte diesbezüglich im Vorfeld 

mit dem Dienstherrn geklärt werden, ob es zu einer Anrechnung kommen würde. 

Rechenbeispiel 

Eine Beamtin hat bis zum 31. Dezember 1991 drei Kinder geboren und erzogen. 

Diese Zeiten sind rentenwirksam, so dass 36 Monate der Wartezeit von fünf Jahren 

erfüllt sind. Für die fehlenden 24 Monate können freiwillige Beiträge nachgezahlt 

werden (Mind. 97,60 Euro pro Monat = insges. 1.910,40 Euro). Dafür erhält die Be-

amtin eine monatliche Rente in Höhe von 89,75 Euro. Mithin hat sich die Nachzah-

lung bereits nach rund einem Jahr und 10 Monaten „amortisiert“. 

Seitenanfang 

 

10 Einkommensrunde für Landesbeschäftigte begonnen – Stöhr: Jetzt kon-

struktiv verhandeln 

Eine faire Bezahlung und klare Perspektiven für den öffentlichen Dienst der Länder 

hat der 1. Vorsitzende der dbb tarifunion und dbb Verhandlungsführer Frank Stöhr 

nach dem Start der Tarifverhandlungen für die Landesbeschäftigten am 4. Februar 

2011 in Berlin angemahnt. „Das bleibt unser Ziel, und das haben wir heute deutlich 

gemacht“, sagte Stöhr nach dem Ende der ersten Verhandlungsrunde. „In der nächs-

ten Runde muss jetzt ein Angebot der Arbeitgeber auf den Tisch, um konstruktiv ver-

handeln zu können“. 

„Der öffentliche Dienst darf nicht länger von der Einkommensentwicklung in der Wirt-

schaft abgekoppelt werden. Das demotiviert die Beschäftigten und macht die Arbeit  

unattraktiv. Der öffentliche Dienst verlöre dadurch an Leistungsfähigkeit. Das ginge 

zu Lasten der Bürger. Es kann auch nicht im Interesse der Länder liegen, die künftig 

mehr denn je auf die Gewinnung von gut qualifiziertem Personal angewiesen sein 

werden“, sagte Stöhr. 

Er verwies auf die Aktionen, mit denen Polizisten, Krankenhausbeschäftigte, Stra-

ßenwärter, Lehrer, Beschäftigte der Steuerverwaltung und aus dem Hochschulbe-

reich in den Tagen zuvor die Bürger über ihre verantwortungsvolle Arbeit unter 

schwierigen Bedingungen informiert hatten. „Dabei haben wir viel Zuspruch von den 

Menschen erfahren“, so Stöhr. 

„Ginge es nach Politik und ihrem ständigen Verweis auf leere Kassen, dürften wir in 

den nächsten zehn Jahren keine Forderung mehr stellen“, so der dbb Verhandlungs-

führer. „Angesichts der anziehenden Konjunktur und der Tatsache, dass Politiker zu 

höheren Lohnabschlüssen in der Wirtschaft ermutigen, kann es nicht angehen, den 

öffentlichen Dienst weiter auf Verschleiß zu fahren. Wir wollen nichts weiter als eine 

angemessene Beteiligung der Beschäftigten am Wirtschaftsaufschwung und eine 

zukunftsorientierte Personalpolitik“. Dem trage die gewerkschaftliche Forderung nach 

50 Euro Sockelbetrag und einer Anhebung der Tabellenentgelte um drei Prozent bei 

einer 14-monatigen Laufzeit Rechnung, so Stöhr. Der materielle Gehalt der Tarifeini-

gung müsse zeit- und inhaltsgleich auf den Beamtenbereich übertragen werden. 

Die Tarifverhandlungen mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) wurden 

am 24. Februar 2011 in Potsdam fortgesetzt.Seitenanfang 


